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Abschnitt I. 

Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 1 

Rechtsform, Firma und Sitz der Gesellschaft 

 

(1) Die Gesellschaft ist eine Europäische Gesellschaft (Societas Europaea, SE). Die Firma 

der Gesellschaft lautet: 

 

InTiCa Systems SE 

 

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Passau. 

 

§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 

 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Entwicklung, Auswertung, Herstellung, Wartung 

und der Vertrieb von elektronischen, elektrotechnischen und sonstigen technischen Er-

zeugnissen aller Art, die Beratung mit Ausnahme von Beratungen, für die eine besondere 

berufsrechtliche oder staatliche Zulassung erforderlich ist, und Erbringung von Dienst-

leistungen sowie Erstellung von Software für die Datenverarbeitung einschließlich aller 

im Zusammenhang damit stehender Geschäfte; die Gesellschaft kann alle Maßnahmen 

ergreifen, die geeignet sind, den Gesellschaftszweck zu erreichen oder zu fördern. 

 

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, weitere Unternehmen im In- und Ausland zu errichten, 

bestehende Unternehmen im In- und Ausland zu pachten, zu erwerben, sich an ihnen zu 

beteiligen und Zweigniederlassungen zu errichten. 

 

§ 3 

Grundkapital 

 

(1) Das Grundkapital beträgt EUR 4.287.000,00 (Euro vier Millionen zweihundertsiebenun-

dachtzigtausend). Es ist eingeteilt in 4.287.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien (Ak-

tien ohne Nennbetrag). 

 

(2) Die Form der Aktienurkunden sowie der Gewinnanteils- und Erneuerungsscheine be-

stimmt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. Das Gleiche gilt für Schuldver-

schreibungen und Zinsscheine. Anstelle von Aktienurkunden über eine Aktie kann die 

Gesellschaft Urkunden über mehrere Aktien (Sammelaktien) ausstellen. Die Aktionäre 

haben jedoch keinen Anspruch auf Verbriefung ihres Anteils. Bei Ausgabe neuer Aktien 

kann die Gewinnverteilung abweichend von § 60 Abs. 2 AktG, auch für ein bereits abge-

laufenes Geschäftsjahr, festgesetzt werden. 

 

(3) Das Grundkapital der Gesellschaft ist in Höhe von EUR 4.287.000,00 erbracht worden 

durch formwechselnde Umwandlung der InTiCa Systems AG in eine Europäische Ge-

sellschaft (Societas Europaea, SE). 
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(4) Der Vorstand ist ermächtigt, in der Zeit bis zum 14. Juli 2027 das Grundkapital der Ge-

sellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrfach um bis zu insgesamt 

EUR 2.143.500,00 (in Worten: Euro zwei Millionen einhundertdreiundvierzigtausend 

fünfhundert) durch Ausgabe von bis zu insgesamt 2.143.500 neuen, auf den Inhaber lau-

tenden Stückaktien (Aktien ohne Nennbetrag) mit einem auf die einzelne Aktie entfallen-

den anteiligen Betrag des Grundkapitals von jeweils EUR 1,00 gegen Bar- und/oder 

Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2022). Den Aktionären steht dabei grund-

sätzlich ein Bezugsrecht zu. Die neuen Aktien können auch von einem oder mehreren 

Kreditinstituten oder einem oder mehreren ihnen gleichgestellten Instituten mit der Ver-

pflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares 

Bezugsrecht). 

 

 Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre jeweils mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats ganz oder teilweise auszuschließen, 

 

- soweit es erforderlich ist, um etwaige Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der Ak-

tionäre auszunehmen; 

 

- soweit die neuen Aktien gegen Bareinlagen ausgegeben werden, der Ausgabepreis 

der neu auszugebenden Aktien den Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft gleicher 

Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabepreises nicht we-

sentlich unterschreitet und der auf die unter Ausschluss des Bezugsrechts neu auszu-

gebenden Aktien insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 10 % des 

zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung und zum Zeitpunkt der 

Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht überschreitet. Auf 

diesen Höchstbetrag anzurechnen ist der anteilige Betrag des Grundkapitals der Ge-

sellschaft, der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung un-

ter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer, sinngemäßer oder entsprechender 

Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden, sowie 

der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf diejenigen Aktien entfällt, die zur 

Bedienung von Options- und/oder Wandlungsrechten oder zur Erfüllung von Opti-

ons- und/oder Wandlungspflichten aus Schuldverschreibungen ausgegeben werden 

bzw. auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit die-

ser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in sinngemäßer Anwendung 

von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden; 

 

- soweit die neuen Aktien gegen Sacheinlagen ausgegeben werden, insbesondere im 

Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb von Unterneh-

men, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen 

Vermögensgegenständen oder von Ansprüchen auf den Erwerb von sonstigen Ver-

mögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder gegen 

von ihr im Sinne des § 17 AktG abhängige Unternehmen. 

 

 Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten 

der Kapitalerhöhung und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen; dies umfasst 

auch die Festlegung der Gewinnanteilsberechtigung der neuen Aktien, welche abwei-

chend von § 60 Abs. 2 AktG, auch für ein bereits abgelaufenes Geschäftsjahr, festgelegt 
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werden kann. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem 

Umfang einer Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2022 anzupassen. 

 

§ 4 

Dauer der Gesellschaft, Geschäftsjahr 

 

(1) Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errichtet. 

 

(2) Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 

 

Abschnitt II. 

Verfassung 

 

§ 5 

Dualistisches System, Organe 

 

(1) Die Gesellschaft hat ein dualistisches Leitungs- und Aufsichtssystem, bestehend aus ei-

nem Leitungsorgan (Vorstand) und einem Aufsichtsorgan (Aufsichtsrat). 

 

(2) Die Organe der Gesellschaft sind: 

 

(a) der Vorstand (Abschnitt A.); 

 

(b) der Aufsichtsrat (Abschnitt B.) und 

 

(c) die Hauptversammlung (Abschnitt C.). 

 

A. 

Vorstand 

 

§ 6 

Zusammensetzung, Vertretungsmacht 

 

(1) Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Die Zahl der Vorstandsmitglie-

der bestimmt der Aufsichtsrat. Auch wenn das Grundkapital den in § 16 Abs. 1 Satz 1 

SEAG genannten Betrag übersteigt, kann der Aufsichtsrat bestimmen, dass der Vorstand 

nur aus einer Person besteht. Die Mitglieder des Vorstandes werden vom Aufsichtsrat für 

einen Zeitraum von höchstens fünf Jahren bestellt. Wiederbestellungen sind zulässig. 

 

(2) Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstands sowie einen stellvertretenden 

Vorsitzenden ernennen. 

 

(3) Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, vertritt dieses die Gesellschaft allein. Sind mehrere 

Vorstandsmitglieder bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Vorstandsmitglieder 

gemeinsam oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen ver-

treten. Der Aufsichtsrat kann einem oder mehreren Vorstandsmitgliedern die Befugnis 

erteilen, die Gesellschaft stets einzeln zu vertreten, also auch dann, wenn mehrere 
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Vorstandsmitglieder bestellt sind; ebenso kann er jedes Vorstandsmitglied ermächtigen, 

zugleich für die Gesellschaft und als Vertreter eines Dritten zu handeln (teilweise Befrei-

ung von den Beschränkungen des § 181 BGB). 

 

§ 7 

Geschäftsführungsbefugnis des Vorstands, Beschlussfassung 

 

(1) Der Vorstand führt die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der gesetzlichen Best-

immungen, dieser Satzung und seiner Geschäftsordnung. 

 

(2) Die folgenden Arten von Geschäften dürfen nur mit Zustimmung des Aufsichtsrats vor-

genommen werden: 

 

(a) Erwerb und Veräußerung von Gesellschaften, Unternehmensteilen und Beteiligun-

gen; 

 

(b) Abschluss von Unternehmensverträgen im Sinne der §§ 291, 292 AktG mit der Ge-

sellschaft. 

 

Der Aufsichtsrat hat durch Beschluss weitere Geschäfte und Maßnahmen von grundle-

gender Bedeutung im Innenverhältnis von seiner vorherigen Zustimmung abhängig zu 

machen. 

 

(3) Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Stimmenmehrheit der an der Beschluss-

fassung teilnehmenden Mitglieder gefasst, soweit das Gesetz nicht zwingend Einstim-

migkeit vorschreibt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Aus-

schlag mit der Maßgabe, dass zunächst eine weitere Abstimmung über denselben Be-

schlussgegenstand stattfindet und erst bei erneuter Stimmengleichheit bei dieser weiteren 

Abstimmung die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag gibt. 

 

B. 

Aufsichtsrat 

 

§ 8 

Zusammensetzung, Wahlen, Amtsdauer 

 

(1) Der Aufsichtsrat der Gesellschaft besteht aus drei Mitgliedern. Unverzüglich nach seiner 

Bestellung wählt er aus seiner Mitte den Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vor-

sitzenden. 

 

(2) Die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt für die Zeit bis zur Beendigung der Haupt-

versammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der 

Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit begonnen hat, wird nicht 

mitgerechnet. Neuwahlen für ausgeschiedene Mitglieder des Aufsichtsrats können nur für 

den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds vorgenommen werden. In jedem 

Fall erfolgt die Wahl jedoch längstens für sechs Jahre. Wiederbestellungen sind zulässig. 
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(3) Für Aufsichtsratsmitglieder können Ersatzmitglieder gewählt werden, die in einer bei der 

Wahl festgelegten Reihenfolge an die Stelle vorzeitig ausscheidender Aufsichtsratsmit-

glieder treten, sofern nicht vor Wirksamwerden des Ausscheidens durch die Hauptver-

sammlung ein neues Aufsichtsratsmitglied gewählt wird. 

 

(4) Wird ein Aufsichtsratsmitglied an Stelle eines ausscheidenden Mitglieds gewählt, so be-

steht sein Amt für den Rest der Amtszeit des ausscheidenden Mitglieds. Tritt ein Ersatz-

mitglied an die Stelle des ausscheidenden, so erlischt sein Amt mit Beendigung der nächs-

ten Hauptversammlung, in der ein neues Aufsichtsratsmitglied gewählt wird, spätestens 

jedoch mit Ablauf der Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds. 

 

(5) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Aufsichtsrats können ihr Amt durch schriftliche 

Erklärung an den Vorsitzenden unter Einhaltung einer Frist von einem Monat ohne An-

gabe von Gründen niederlegen. Die Niederlegung darf jedoch nicht zur Unzeit erfolgen. 

Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann das Amt auch ohne Einhaltung der Frist von 

einem Monat niedergelegt werden. 

 

(6) Der Vorsitzende kann den Vorsitz vor Ablauf seiner Amtszeit ohne Angabe von Gründen 

durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft niederlegen. Gleiches gilt für den stellver-

tretenden Vorsitzenden. 

 

(7) Scheidet der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende während der Amtszeit aus, 

so hat der Aufsichtsrat unverzüglich nach seiner Ergänzung auf die volle Zahl der Mit-

glieder eine Neuwahl vorzunehmen. 

 

§ 9 

Aufgaben des Aufsichtsrats 

 

(1) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung des Vorstands in allen Zweigen der Verwal-

tung gemäß den Bestimmungen des Gesetzes und dieser Satzung zu beraten und zu über-

wachen. 

 

(2) Der Aufsichtsrat vertritt die Gesellschaft gegenüber dem Vorstand gerichtlich und außer-

gerichtlich. 

 

(3) Willenserklärungen des Aufsichtsrats werden namens des Aufsichtsrats von dessen Vor-

sitzendem oder bei dessen Verhinderung vom stellvertretenden Vorsitzenden abgegeben. 

 

(4) Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung zu beschließen, die nur die Fas-

sung betreffen. 

 

§ 10 

Sitzungen 

 

(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden unter Einhaltung einer Frist 

von mindestens vierzehn Tagen einberufen, wobei der Tag der Absendung der Einladung 

und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet werden. Die Einberufung kann schriftlich, 
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per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher, auch elektronischer Kom-

munikationsmittel erfolgen. Der Vorsitzende kann diese Frist in dringenden Fällen ab-

kürzen und die Sitzung mündlich oder fernmündlich einberufen. Im Übrigen gelten hin-

sichtlich der Einberufung des Aufsichtsrats die gesetzlichen Bestimmungen sowie die 

Regelungen der Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat. 

 

(2) Mit der Einladung sind die Gegenstände der Tagesordnung mitzuteilen. Die zu ihrer Be-

urteilung erforderlichen Unterlagen sind so rechtzeitig vor der Sitzung mit den Beschluss-

vorschlägen zuzustellen, dass verhinderte Aufsichtsratsmitglieder ihre Stimme schriftlich 

abgeben können; dies gilt nicht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 3. 

 

(3) Die Mitglieder des Vorstands nehmen an den Sitzungen des Aufsichtsrats teil, sofern die-

ser im Einzelfall nicht anders entscheidet. 

 

(4) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden von seinem Vorsitzenden oder bei dessen Ver-

hinderung vom stellvertretenden Vorsitzenden geleitet. Die Art der Abstimmung be-

stimmt der Vorsitzende der Sitzung. 

 

§ 11 

Beschlussfassung, Beschlussfähigkeit 

 

(1) Die Beschlüsse des Aufsichtsrats werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst, sofern 

das Gesetz nichts anderes bestimmt. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 

Vorsitzenden; ist dieser verhindert, entscheidet die Stimme des stellvertretenden Vorsit-

zenden. 

 

(2) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Auf Anordnung 

des Vorsitzenden oder mit Zustimmung aller Mitglieder des Aufsichtsrats können Sitzun-

gen auch in Form einer Telefonkonferenz oder mittels sonstiger elektronischer Kommu-

nikationsmittel (insbesondere Videokonferenz) abgehalten und einzelne Aufsichtsrats-

mitglieder telefonisch oder mittels elektronischer Kommunikationsmittel (insbesondere 

Videoübertragung) zugeschaltet werden; in diesen Fällen kann die Beschlussfassung im 

Wege der Telefonkonferenz oder mittels sonstiger elektronischer Kommunikationsmittel 

(insbesondere Videokonferenz) erfolgen. Abwesende oder nicht an der Konferenzschal-

tung teilnehmende oder zugeschaltete Aufsichtsratsmitglieder können auch dadurch an 

der Beschlussfassung des Aufsichtsrats teilnehmen, dass sie schriftliche Stimmabgaben 

durch ein anderes Aufsichtsratsmitglied überreichen lassen. Darüber hinaus können sie 

ihre Stimme auch im Vorfeld der Sitzung, während der Sitzung oder nachträglich inner-

halb einer vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu bestimmenden, angemessenen Frist 

auch mündlich, fernmündlich, per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchli-

cher, auch elektronischer Kommunikationsmittel abgeben. Ein Recht zum Widerspruch 

gegen die vom Vorsitzenden angeordnete Form der Beschlussfassung besteht nicht. 

 

(3) Eine Beschlussfassung über Gegenstände der Tagesordnung, die nicht in der Einladung 

enthalten waren und auch nicht bis zum dritten Tag vor der Sitzung mitgeteilt worden 

sind, ist nur zulässig, wenn kein Aufsichtsratsmitglied widerspricht. Abwesenden Mit-

gliedern ist in einem solchen Fall Gelegenheit zu geben, binnen einer vom Vorsitzenden 
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des Aufsichtsrats zu bestimmenden, angemessenen Frist schriftlich, mündlich, fernmünd-

lich, per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher, auch elektronischer 

Kommunikationsmittel der Beschlussfassung zu widersprechen oder ihre Stimme abzu-

geben. Der Beschluss wird erst wirksam, wenn kein abwesendes Aufsichtsratsmitglied 

innerhalb der Frist widersprochen hat. Telefonisch oder mittels elektronischer Kommu-

nikationsmittel zugeschaltete Mitglieder des Aufsichtsrats gelten als anwesend. 

 

(4) Beschlussfassungen können auch außerhalb von Sitzungen (im Sinne des vorstehenden 

Absatzes 2) schriftlich, per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger vergleichbarer, ins-

besondere auch elektronischer Kommunikationsmittel sowie in Kombination der vorge-

nannten Formen erfolgen, wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrats dies unter Beachtung 

einer angemessenen Frist anordnet oder sich alle Aufsichtsratsmitglieder an der Be-

schlussfassung beteiligen. Mitglieder, die sich bei der Beschlussfassung der Stimme ent-

halten, nehmen in diesem Sinne an der Beschlussfassung teil. Ein Recht zum Widerspruch 

gegen die vom Vorsitzenden angeordnete Form der Beschlussfassung besteht nicht. 

 

(5) Über die Beschlüsse und Sitzungen des Aufsichtsrats (im Sinne des vorstehenden Absat-

zes 2) sowie über in diesen Sitzungen verabschiedete Beschlüsse sind Niederschriften zu 

fertigen, die vom Vorsitzenden der Sitzung zu unterzeichnen sind. Beschlüsse außerhalb 

von Sitzungen (im Sinne im Sinne des vorstehenden Absatzes 4) werden vom Vorsitzen-

den des Aufsichtsrats schriftlich festgehalten und allen Aufsichtsratsmitgliedern zugelei-

tet. 

 

(6) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen 

er nach Gesetz oder der Satzung zu bestehen hat, jedenfalls aber mindestens drei Mitglie-

der, an der Beschlussfassung teilnehmen. 

 

§ 12 

Vergütung des Aufsichtsrats; 

D&O-Versicherung 

 

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für jedes volle Geschäftsjahr ihrer Zugehörig-

keit zum Aufsichtsrat eine feste Vergütung von jeweils EUR 15.000,00. Der Vorsitzende 

des Aufsichtsrats erhält für jedes volle Geschäftsjahr eine feste Vergütung von 

EUR 20.000,00. Der stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält für jedes volle 

Geschäftsjahr eine feste Vergütung von EUR 17.500,00. 

 

(2) Zusätzlich erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats ein Sitzungsgeld in Höhe von 

EUR 750,00 für jede Sitzung des Aufsichtsrats, an der sie teilnehmen; dies gilt auch für 

Aufsichtsratssitzungen, die nicht als Präsenzsitzung, sondern in Form einer Telefonkon-

ferenz oder mittels sonstiger elektronischer Kommunikationsmittel (insbesondere Vide-

okonferenz) abgehalten werden. 

 

(3) Die Vergütung wird jeweils nach Ablauf des Geschäftsjahres gezahlt. Im Falle eines un-

terjährigen Eintritts oder Ausscheidens in den oder aus dem Aufsichtsrat oder der Über-

nahme des Vorsitzes oder des stellvertretenden Vorsitzes wird die entsprechende Vergü-

tung zeitanteilig, ebenfalls nach Ablauf des Geschäftsjahres, gezahlt. 
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(4) Eine auf die vorstehend genannte Vergütung etwa anfallende Umsatzsteuer wird den Auf-

sichtsratsmitgliedern von der Gesellschaft erstattet. 

 

(5) Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern ihre im Zusammenhang mit der 

Aufsichtsratstätigkeit anfallenden Auslagen gegen Nachweis und in Übereinstimmung 

mit den jeweils maßgeblichen Richtlinien der InTiCa Systems-Gruppe. Soweit die Mit-

glieder des Aufsichtsrats entsprechend den Empfehlungen des Deutschen Corporate 

Governance Kodex die für ihre Aufgaben erforderlichen Aus- und Fortbildungsmaßnah-

men wahrnehmen, werden ihnen hierfür anfallende Kosten ebenfalls von der Gesellschaft 

erstattet. 

 

(6) Die Mitglieder des Aufsichtsrats können in eine im Interesse und auf Kosten der Gesell-

schaft von dieser in angemessener Höhe unterhaltene Vermögensschaden-Haftpflichtver-

sicherung (D&O-Versicherung) einbezogen werden, soweit eine solche besteht. Die Prä-

mien hierfür entrichtet die Gesellschaft. 

 

C. 

Hauptversammlung 

 

§ 13 

Ort 

 

Die Hauptversammlungen finden am Sitz der Gesellschaft oder an einem deutschen Börsen-

platz statt. 

 

§ 14 

Einberufung der Hauptversammlung, Teilnahmerecht 

 

(1) Die Hauptversammlung, welche über die Entlastung des Vorstands und der Mitglieder 

des Aufsichtsrats, die Wahl des Abschlussprüfers und über die Verwendung des Bilanz-

gewinns beschließt (ordentliche Hauptversammlung), findet innerhalb der ersten sechs 

Monate eines jeden Geschäftsjahres statt. 

 

(2) Eine außerordentliche Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn das Interesse der Ge-

sellschaft es erfordert. 

 

(3) Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder vom Aufsichtsrat oder von sonst 

hierzu gesetzlich befugten Personen einberufen. Bei der Einberufung werden Ort und Zeit 

der Hauptversammlung sowie die Tagesordnung mit den Anträgen der Verwaltung mit-

geteilt. 

 

(4) Die Hauptversammlung ist mindestens 30 Tage vor dem Tag einzuberufen, bis zu dessen 

Ablauf sich die Aktionäre gemäß Absatz 5 anzumelden haben. Dieser Tag und der Tag 

der Einberufung sind bei der Berechnung der Einberufungsfrist nicht mitzurechnen. 
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(5) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur 

diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung anmelden und ihre 

Berechtigung nachweisen. Die Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung müssen 

der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse in Textform 

(§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache mindestens sechs Tage vor der Ver-

sammlung (Anmeldefrist) zugehen. In der Einberufung kann eine kürzere Anmeldefrist 

bestimmt werden. 

 

(6) Zum Nachweis der Berechtigung gemäß Absatz 5 reicht ein gemäß § 67c Abs. 3 AktG 

erteilter Nachweis des Anteilsbesitzes aus, der sich auf den im Aktiengesetz hierfür vor-

gesehenen Zeitpunkt beziehen muss. Der Nachweis kann bei nicht in Girosammelver-

wahrung befindlichen Aktien auch durch die Gesellschaft oder ein Kreditinstitut gegen 

Einreichung der Aktien ausgestellt werden. 

 

(7) Solange Aktienurkunden nicht ausgegeben sind, bestimmt der Einberufende in der Ein-

berufung die Bedingungen, unter denen Aktionäre ihre Rechte in der Hauptversammlung 

ausüben können. 

 

(8) Die Gesellschaft ist berechtigt, die Hauptversammlung ganz oder teilweise in Bild 

und/oder Ton aufzeichnen und/oder übertragen zu lassen. 

 

(9) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Aktionäre an der Hauptversammlung 

auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und 

sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kom-

munikation ausüben können (Online-Teilnahme). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Best-

immungen zu Umfang und Verfahren der Teilnahme und Rechtsausübung nach Satz 1 zu 

treffen. 

 

(10) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne an der 

Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation 

abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Um-

fang und Verfahren der Rechtsausübung nach Satz 1 zu treffen. 

 

(11) Mitgliedern des Aufsichtsrats ist in Abstimmung mit dem Versammlungsleiter die Teil-

nahme an der Hauptversammlung im Wege der Ton- und Bildübertragung in den Fällen 

ausnahmsweise gestattet, in denen sie aus gesundheitlichen Gründen oder dienstlich be-

dingt verhindert sind oder mit erheblichem Zeit- oder Kostenaufwand verbundene Reisen 

zum Ort der Hauptversammlung in Kauf nehmen müssen. 

 

§ 15 

Beschlussfassung der Hauptversammlung 

 

(1) In der Hauptversammlung gewährt jede Stückaktie eine Stimme. 

 

(2) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende gesetzliche Vor-

schriften entgegenstehen, mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. 

Für Satzungsänderungen bedarf es, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften 
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entgegenstehen, einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen oder, sofern 

mindestens die Hälfte des Grundkapitals vertreten ist, der einfachen Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Sofern das Gesetz für Beschlüsse der Hauptversammlung außer der 

Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit vorschreibt, genügt, soweit gesetzlich zulässig, 

die einfache Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals. 

 

(3) Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt; nur im Falle von Wahlen entscheidet 

das Los. 

 

(4) Die Aktionäre können sich in der Hauptversammlung und bei der Ausübung des Stimm-

rechts durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Für die Erteilung, den Widerruf 

und den Nachweis der Vollmacht gelten die gesetzlichen Bestimmungen. 

 

§ 16 

Versammlungsleitung 

 

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats, bei dessen 

Verhinderung der stellvertretende Vorsitzende, bei Verhinderung beider ein sonstiges 

Mitglied des Aufsichtsrats. Für den Fall, dass keine dieser Personen den Vorsitz über-

nimmt, wird der Versammlungsleiter unter Leitung des ältesten anwesenden Aktionärs 

durch die Hauptversammlung gewählt. 

 

(2) Der Vorsitzende leitet die Versammlung, bestimmt die Reihenfolge der Gegenstände der 

Tagesordnung sowie die Art und Form der Abstimmung. 

 

(3) Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich 

angemessen zu beschränken. Er kann dabei insbesondere schon zu Beginn, aber auch 

während der Hauptversammlung den zeitlichen Rahmen für den gesamten oder den wei-

teren Verlauf der Hauptversammlung, für die Aussprache insgesamt oder die Aussprache 

zu einzelnen Tagesordnungspunkten sowie für die einzelnen Frage- und Redebeiträge an-

gemessen festsetzen. 

 

Abschnitt III. 

Jahresabschluss, Bekanntmachungen, 

Gründungsaufwand, Umwandlungskosten 

 

§ 17 

Allgemeine Bestimmungen 

 

(1) Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres den Jahresabschluss und 

den Lagebericht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und dem Aufsichtsrat so-

wie dem vom Aufsichtsrat beauftragten Abschlussprüfer zur Prüfung vorzulegen. Zu-

gleich hat er dem Aufsichtsrat seinen Vorschlag über die Verwendung des Bilanzgewinns 

vorzulegen. 

 

(2) Der Aufsichtsrat hat über das Ergebnis seiner Prüfung der Unterlagen gemäß Absatz 1 

sowie zu dem Ergebnis seiner Prüfung des ihm vorgelegten Berichts des 
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Abschlussprüfers über dessen Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in der 

Hauptversammlung zu berichten. 

 

(3) Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats hat der Vorstand unverzüglich die Haupt-

versammlung einzuberufen, die innerhalb der ersten sechs Monate eines Geschäftsjahres 

stattzufinden hat. Diese beschließt über die Entlastung des Vorstands und des Aufsichts-

rats, über die Wahl des Abschlussprüfers, die Verwendung des Bilanzgewinns sowie in 

den gesetzlich vorgesehenen Fällen über die Feststellung des Jahresabschlusses. 

 

(4) Vorstand und Aufsichtsrat sind ermächtigt, bei der Feststellung des Jahresabschlusses den 

Jahresüberschuss, der nach Abzug der in die gesetzliche Rücklage einzustellenden Be-

träge und eines Verlustvortrages verbleibt, zum Teil oder ganz in andere Rücklagen ein-

zustellen. Die Einstellung eines größeren Teils als der Hälfte des Jahresüberschusses ist 

nicht zulässig, soweit die anderen Gewinnrücklagen nach der Einstellung die Hälfte des 

Grundkapitals übersteigen würden. 

 

§ 18 

Verwendung des Bilanzgewinns 

 

Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus dem festgestellten Jah-

resabschluss ergebenden Bilanzgewinns. 

 

§ 19 

Veröffentlichungen 

 

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger. Die Gesellschaft kann 

Informationen oder Mitteilungen an die Aktionäre sowie an Intermediäre, Vereinigungen von 

Aktionären und sonstige Dritte, soweit gesetzlich zulässig, auch im Wege der Datenfernüber-

tragung übermitteln. Gleiches gilt für die Übermittlung derartiger Informationen oder Mittei-

lungen an die Aktionäre durch Intermediäre, Vereinigungen von Aktionären und sonstige 

Dritte. 

 

§ 20 

Gründungsaufwand, Umwandlungskosten 

 

(1) Die Bestimmung in § 19 Abs. 2 der Satzung der InTiCa Systems AG zum Gründungsauf-

wand wird gemäß § 243 Abs. 1 Satz 2 UmwG wie folgt übernommen: 

 

Den Aufwand der Gründung in geschätzter Höhe von insgesamt Euro 6.000,-- trägt die 

Gesellschaft. 

 

(2) Die Gesellschaft trägt die Kosten der Gründung der InTiCa System SE durch Umwand-

lung der InTiCa Systems AG in die Rechtsform der SE bis zur Höhe von 

EUR 250.000,00. 

 

* * * * * 

 


